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Der Landtag hat das folgende Gesetz beschlossen:



Teil 6 - Forschung und Entwicklung

§ 45 Aufgaben der Forschung

(1) Die Forschung in den Hochschulen dient der Gewinnung wissenschaftlicher
Erkenntnisse sowie der wissenschaftlichen Grundlegung und Weiterentwicklung von
Lehre und Studium. Gegenstand der Forschung in den Hochschulen können unter
Berücksichtigung der unterschiedlichen Aufgabenstellung der Hochschulen alle
wissenschaftlichen Bereiche sowie die Anwendung wissenschaftlicher Erkenntnisse
in der Praxis einschließlich der Folgen sein, die sich aus der Anwendung
wissenschaftlicher Erkenntnisse ergeben können.
(2) Die Studierenden sind frühzeitig und systematisch an die Forschung
heranzuführen und entsprechend der bestehenden Möglichkeiten daran zu
beteiligen.

§ 46 Koordinierung der Forschung

Forschungsvorhaben und Forschungsschwerpunkte werden, unbeschadet der
Freiheit von Wissenschaft und Forschung (§ 5), von der Hochschule in der sachlich
gebotenen Weise koordiniert. Zur gegenseitigen Abstimmung von
Forschungsvorhaben und Forschungsschwerpunkten und zur Planung und
Durchführung gemeinsamer Forschungsvorhaben wirken die Hochschulen
untereinander und mit anderen Forschungseinrichtungen sowie mit Einrichtungen der
überregionalen Forschungsplanung und Forschungsförderung zusammen. Die
Bildung von in der Regel landesweiten und interdisziplinären
Forschungsschwerpunkten ist von den Hochschulen anzustreben.

§ 47 Forschung mit Mitteln Dritter

(1) Die in der Forschung selbständig tätigen Mitglieder sind berechtigt und
aufgefordert, Mittel Dritter zu Forschungszwecken einzuwerben und zu verwenden.
Ihre Verpflichtung zur Erfüllung der übrigen Dienstaufgaben bleibt unberührt.
(2) Ein Hochschulmitglied ist berechtigt, ein Forschungsvorhaben nach Absatz 1 in
der Hochschule durchzuführen, wenn die Erfüllung anderer Aufgaben der
Hochschule sowie die Rechte und Pflichten anderer Personen dadurch nicht
beeinträchtigt werden und entstehende Folgelasten berücksichtigt sind.
(3) Ein Forschungsvorhaben nach Absatz 1 ist der Hochschule anzuzeigen. Die
Durchführung darf nicht von einer Genehmigung abhängig gemacht werden. Die
Inanspruchnahme von Personal, Sachmitteln und Einrichtungen der Hochschule darf
nur untersagt oder durch Auflagen beschränkt werden, soweit die Voraussetzungen
des Absatzes 2 dies erfordern.
(4) Die Mittel für Forschungsvorhaben, die in der Hochschule durchgeführt werden,
sollen von der Hochschule verwaltet werden. Die Mittel sind für den vom Geldgeber
bestimmten Zweck zu verwenden und nach dessen Bedingungen zu bewirtschaften,
soweit gesetzliche Bestimmungen nicht entgegenstehen. Enthalten die Bedingungen
keine Regelung, so gelten die Bewirtschaftungsbestimmungen des Landes. Auf
Antrag des Hochschulmitgliedes, das das Vorhaben durchführt, soll von der



Verwaltung der Mittel durch die Hochschule abgesehen werden, sofern dies mit den
Bedingungen des Geldgebers vereinbar ist; Satz 3 gilt in diesem Falle nicht.
(5) Aus Mitteln Dritter bezahlte hauptberufliche Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter an
Forschungsvorhaben, die in der Hochschule durchgeführt werden, sollen
vorbehaltlich des Satzes 3 als Personal der Hochschule im Arbeitsvertragsverhältnis
eingestellt werden. Die Einstellung setzt voraus, dass die Mitarbeiterin oder der
Mitarbeiter von dem Hochschulmitglied, das das Vorhaben durchführt, vorgeschlagen
wurde. Sofern dies mit den Bedingungen des Geldgebers vereinbar ist, kann das
Hochschulmitglied in begründeten Fällen die Arbeitsverträge mit den Mitarbeiterinnen
und Mitarbeitern abschließen; dabei sollen mindestens die im öffentlichen Dienst für
vergleichbare Tätigkeiten üblichen Vergütungs- und Urlaubsregelungen vereinbart
werden.

§ 48 Forschungsberichte,
Veröffentlichung von Forschungsergebnissen

(1) Die Hochschulen berichten in regelmäßigen Abständen über die
Forschungstätigkeit an der Hochschule. Der Bericht soll auch Angaben über
wesentliche Forschungsergebnisse und Kosten der Forschung in der Hochschule
und ihren Fachbereichen enthalten. Er soll Forschungsschwerpunkte nennen und die
Organisation der Forschung darstellen. Der Bericht ist zu veröffentlichen.
(2) Ergebnisse von Forschungsvorhaben sollen schnellstmöglich durch
wissenschaftliche Veranstaltungen und Publikationen der Öffentlichkeit zur
Verfügung gestellt werden. Bei der Veröffentlichung von Forschungsergebnissen
sind Mitarbeiter und Studierende, die einen eigenen wissenschaftlichen oder
sonstigen wesentlichen Beitrag geleistet haben, als Mitautoren zu nennen; soweit
möglich ist ihr Beitrag zu kennzeichnen.

§ 49 Entwicklungsvorhaben

Die Vorschriften dieses Abschnittes gelten für Entwicklungsvorhaben im Rahmen
angewandter Forschung und für künstlerische Vorhaben sinngemäß.

Teil 7 - Mitgliedschaft und Mitwirkung
§ 50 Mitgliedschaft

(1) Mitglieder der Hochschule sind die an der Hochschule hauptberuflich tätigen
Angehörigen des öffentlichen Dienstes, die immatrikulierten Studierenden und die
Doktorandinnen und Doktoranden.
(2) Mitglieder der Hochschule sind weiter
1. das wissenschaftliche und künstlerische Personal im Sinne von § 55 Abs. 2,
2. Personen, die hauptberuflich, ohne Mitglieder nach Absatz 1 zu sein, mit

Zustimmung des nach der Grundordnung zuständigen Organs an der Hochschule
tätig sind,

3. Professorinnen und Professoren, die nach Erreichen der Altersgrenze noch
regelmäßig Lehrveranstaltungen abhalten.

Sie sind in Ämter und Gremien der Hochschule nicht wählbar.
(3) Ohne Mitglieder zu sein, gehören der Hochschule an (Angehörige):


